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1. Kapitel 

Einführung 

§ 1 Realbefund 

Die gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung ist nach wie vor eines 
der umstrittensten Phänomene des Arbeits- und Soziallebens. Von den 
einen als moderner Menschenhandel qualifiziert,  der mi t einem umfas-
senden Verbot zu belegen sei1, w i rd sie von anderen als ein heute mehr 
denn je zur Beseitigung kurzfristiger  Personalengpässe notwendiger 
Bestandteil des Arbeitsmarkts und der betrieblichen Personalpolitik 
angesehen2. Die Ursachen für die kontroverse, weitgehend negative 
Einschätzung des Arbeitnehmerüberlassungsgewerbes liegen in den im 
folgenden kurz skizzierten Erfahrungen mit der Leiharbeit in den ver-
gangenen 15 Jahren. 

Nachdem das BVerfG 3 im Jahre 1967 die Ausdehnung des staatlichen 
Arbeitsvermittlungsmonopols auf Arbeitnehmerüberlassungsverträge 
durch den damals geltenden § 37 Abs. 3 A V A V G für unvereinbar mit 
dem in Ar t . 12 Abs. 1 GG gewährleisteten Grundrecht der freien Be-
rufswahl erklärt und die private Arbeitnehmerüberlassung damit frei-
gegeben hatte, nahm dieses Gewerbe einen unerwarteten Aufschwung, 
in dessen Gefolge zahlreiche Mißstände auftraten 4. Wegen der herr-
schenden Unklarheit in der Frage der Grenzziehung zwischen Arbeit-
nehmerüberlassung und Arbeitsvermitt lung kam es häufig zu Ver-
stößen gegen das auch weiterhin bestehende und vom BVerfG 5 sogar 

1 Vgl. etwa Debus, Leiharbeit, passim, insbes. S. 106 ff.;  Duda,  Soziale Si-
cherheit 1973, 69 ff.; Leve, Soziale Arbei t 1972, 383; Mayer,  AuR 1974, 353 (354); 
Möller-Lücking,  Soziale Sicherheit 1980, 202; Muhr,  Soziale Sicherheit 1981, 
1(3). 

2 Hansen, Der Arbeitgeber 1981, 867; Klamert,  Der Arbeitgeber 1981, 931; 
Knitter,  Der Arbeitgeber 1980, 1079 (1082); Oltmanns,  Personalleasing, S.2; 
Schubel,  Der Arbeitgeber 1979, 1278 (1280). 

8 BVerfGE 21, 261 = A P Nr. 7 zu § 37 A V A V G = NJW 1967, 974 = DB 1967, 
638 = BB 1967, 463. 

4 Vgl. Bogs, BB 1971, 277 (278); Kindereit,  RdA 1971, 207 ff.; Leve, Soziale 
Arbei t 1972, 383; Ramm, Z fA 1973, 263 (279 f.); Schneider,  Die Sozialversiche-
rung 1972, 309 ff.;  Vielhaber,  Arbei t und Sozialpolit ik 1970, 275 ff. 

2 Gick 
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ausdrücklich gebilligte grundsätzliche Verbot privater Arbeitsvermitt-
lung (vgl. jetzt §§ 4, 13 AFG)e . Viele der Arbeitnehmerüberlassung be-
treibenden Unternehmen beuteten ihre Leiharbeitnehmer im Interesse 
möglichst hoher Profite aus, wobei häufig gegen Vorschriften  des 
Arbeitsrechts, des Sozialversicherungsrechts und des Steuerrechts ver-
stoßen wurde7. Besonders gefährdet waren wegen ihrer Abhängigkeit 
vom Verleiher ausländische Arbeitnehmer, die ohne Aufenthalts- und 
ohne Arbeitserlaubnis an Drit te zur Arbeitsleistung überlassen wurden8 . 
Zu einer volkswirtschaftlich unerwünschten Verteuerung der Arbeits-
kraft  führte die vielfach beobachtete Abwerbung von Arbeitnehmern 
aus der Industrie durch Verleihunternehmen, die die abgeworbenen 
Arbeitskräfte  sogleich wieder Entleihern, allerdings zu erheblich höhe-
ren Preisen, als Leiharbeitnehmer zur Verfügung stellten9. 

Die aufgezeigten sozialschädlichen Auswüchse rückten die Leiharbeit 
zunehmend ins Kreuzfeuer  der K r i t i k und veranlaßten schließlich den 
Gesetzgeber zur Verabschiedung des Gesetzes zur Regelung der ge-
werbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung (Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz — AÜG) vom 7. August 197210, durch das vor allem die Erlaub-
nispflicht für die gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung eingeführt 
wurde. In den Jahren nach Inkrafttreten  des AÜG ging der Umfang 
der zugelassenen gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung insbeson-
dere konjunkturbedingt stark zurück11, so daß sich auch die Diskussion 
um die Leiharbeit etwas beruhigte. Seit Mitte der siebziger Jahre, ver-
stärkt seit 1978, ist jedoch sowohl die Zahl der zugelassenen Verleiher als 
auch die der Leiharbeitnehmer wieder angestiegen12. Über den Umfang 

« BVerfGE 21,245. 
8 Vgl. Schubeli  Engelbrecht,  AÜG, Einl. Rdnr. 3 
7 Vgl. Buda,  Soziale Sicherheit 1973, 69 (70); Mayer,  AuR 1974, 353 ff.;  Olt-

manns, Personalleasing, S. 17; Seiter,  Ju rA 1971, 204. 
8 Vgl. etwa Ramm, Z fA 1973, 263 (279 f.); Schneider,  Die Sozialversicherung 

1972,309. 
9 Vgl. dazu Becker/Wulfgramm,  AÜG, Einl. Rdnr. 70; Vielhaber,  Arbei t und 

Sozialpolit ik 1971, 139. 
1 0 BGBl. I S. 1393. 
1 1 Vgl. Becker,  AuR 1980, 12 (14); Steinbach,  WSI-Mi t te i lungen 1980, 263. 

Die Zahl der Leiharbeitnehmer ging von 34 379 i m Juni 1973 auf 11 805 Leih-
arbeitnehmer i m Jun i 1975 zurück, die Zahl der zugelassenen Verleiher ver-
ringerte sich von 1264 i m Jun i 1973 auf 797 Erlaubnisinhaber am 31. 12.1975, 
vgl. den 2. Bericht der BReg. über Erfahrungen bei der Anwendung des A Ü G 
BT-Drucks. 7/5631, S. 4, 14 (Tabelle 1). 

1 2 Die Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer stieg von 16 858 Ende Jun i 
1976 auf 41 471 Ende Ju l i 1979 und erreichte damit den seit Inkraf t t reten  des 
A Ü G höchsten Stand; paral lel dazu erhöhte sich die Zahl der Verleiher von 
718 Erlaubnisinhabern am 31. Dezember 1976 auf 1205 am 31. Dezember 1979, 
vgl. den 4. Bericht der BReg. über Erfahrungen bei der Anwendung des A Ü G 
BT-Drucks. 8/4479, S. 6 f., 28 (Tabelle 1); vgl. ferner  Becker,  AuR 1980, 12 (14); 
ο. V.,  Arbei t und Beruf 1980, 207. 
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der unerlaubt betriebenen Arbeitnehmerüberlassung ist naturgemäß 
kein aussagekräftiges Zahlenmaterial vorhanden. Immerhin ist auf-
grund der durchgeführten  Straf-,  Bußgeld- und Verwaltungszwangs-
verfahren  sowie aufgrund der Ergebnisberichte zweier vom Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung beauftragter  Forschungsinstitute 
festzustellen, daß auch der Umfang der illegalen Arbeitnehmerüber-
lassung erheblich zugenommen hat und möglicherweise sogar den der 
nach dem AÜG zulässigen Arbeitnehmerüberlassung weit übersteigt13. 
Auffäl l ig  ist, daß im Rahmen der illegalen Leiharbeit der Antei l aus-
ländischer Arbeitnehmer besonders hoch ist, und zwar vor allem im 
Baubereich, einer traditionellen Domäne illegaler Arbeitnehmerüber-
lassung14. Die Berichte in den Medien über besonders krasse Fälle i l le-
galer Arbeitnehmerüberlassung mi t Verstößen gegen das Sozialver-
sicherungs-, Ausländer- und Steuerrecht häufen sich. 

Diese Entwicklungstendenzen haben die gewerbsmäßige Arbeitneh-
merüberlassung, und zwar nicht nur die illegale, sondern auch die legale 
nach dem AÜG, erneut in den Mittelpunkt kontroverser Diskussionen 
gerückt15. Die dabei insbesondere von Gewerkschaftsseite erhobene 
Forderung nach einem generellen Verbot dieses Gewerbes wi rd vor 
allem damit begründet, daß auch im legalisierten Bereich gewerbs-
mäßiger Arbeitnehmerüberlassung die zum Schutze der Arbeitnehmer 
bestehenden Vorschriften  vielfach unterlaufen werden und nur durch 
ein Verbot der Leiharbeit insgesamt der illegale Arbeitskräfteverleih 
wirksam bekämpft werden könne16. Ferner w i rd geltend gemacht, daß 
die für die Arbeitnehmerüberlassung typische Verteilung der Arbeit-
geberfunktionen auf Verleiher und Entleiher eine adäquate arbeits-
rechtliche, insbesondere betriebsverfassungs-  und tarifrechtliche  Ein-
ordnung der Leiharbeit nicht zulasse17. Schließlich w i rd darauf hinge-
wiesen, daß die Arbeitnehmerüberlassung ein Mit te l zum Abbau von 
Dauerarbeitsplätzen darstelle, wei l zunehmend Leiharbeitnehmer nicht 
mehr nur zur Beseitigung kurzfristiger  Personalengpässe, sondern auch 
auf Dauerarbeitsplätzen eingesetzt werden18 . A m anderen Ende des 

1 8 Vgl. dazu den 4. Bericht der Β Reg. über Erfahrungen bei der Anwendung 
des AÜG, BT-Drucks. 8/4479, S. 5, 11; Debus, Leiharbeit, S. 59 ff. 

1 4 Vgl. den 4. Bericht der BReg. über Erfahrungen bei der Anwendung des 
AÜG, BT-Drucks. 8/4479, S. 11 f.; Mayer,  BB 1981, 1839 (1840). 

1 5 Vgl. einerseits Frerichs/MöllerlUlber,  Leiharbeit, S. 17 ff.;  Mayer,  BB 
1981, 1839 ff.;  Möller-Lücking,  Die Quelle 1980, 351; dens.,  Soziale Sicherheit 
1980, 202; Muhr,  Soziale Sicherheit 1981, 1 (3); Steinbach,  WSI-Mi t te i lungen 
1980, 263; Ulber,  AuR 1982, 54; andererseits Friese,  BB 1981, 1582 ff.;  Knitter, 
Der Arbeitgeber 1980, 1079; Schubel,  Der Arbeitgeber 1979, 1278. 

1 6 Vgl. Debus, Leiharbeit, S. 1 ff.,  138 f.; Möller-Lücking,  Soziale Sicherheit 
1980, 202 (203); Muhr,  Soziale Sicherheit 1981, 1 (3). 

17 Frerichs/Möller/Ulber,  Leiharbeit, S. 18 f.; Möller -Lucking,  Soziale Si-
cherheit 1980, 202 (203); Steinbach,  WSI-Mi t te i lungen 1980, 263 (265 f.). 
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